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Erfahrungen aus der Praxis
Für Ordnung und Sicherheit 
auf den Großbaustellen Berlins

Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft bei der Unterstützung 
der ökonomischen Strategie* bilden für die Staatsanwälte im 
Stadtbezirk Berlin-Hohenschönhausen einen Schwerpunkt 
ihrer Arbeit. Dieser Stadtbezirk wird durch den komplexen 
Wohnungsneubau gekennzeichnet. Die Staatsanwälte tragen 
mit rechtlichen Mitteln dazu bei, daß das Bemühen der Bau­
schaffenden um konsequente Einhaltung von Ordnung, Diszi­
plin und Sicherheit im Bereich der Großbaustelle voll wirk­
sam wird.

Bis 1990 werden durch die Errichtung von 30 700 Neubau­
wohnungen und den dazugehörigen gesellschaftlichen Ein­
richtungen in diesem Stadtbezirk die Lebensbedingungen für 
über 90 000 Bürger spürbar verbessert. Es entsteht ein Stadt­
bezirk in der Dimension einer Großstadt.

Seit der Grundsteinlegung am 9. Februar 1984 wurden 
allein bis Ende 1986 17 700 Neubauwohnungen, 17 Schulen, 
12 Turnhallen, 18 Kinderkombinationen, 4 Kaufhallen, 
2 Wohngebietsgaststätten und Dienstleistungseinrichtungen, 
4 Jugendklubs und weitere gesellschaftliche Einrichtungen 
übergeben. Die etwa 300 ha umfassende Großbaustelle glie­
dert sich in 6 Wohngebiete.

Generalauftragnehmer sind der VEB WBK Berlin für die 
Errichtung der Wohngebiete 1 bis 4 und der VEB WBK 
Rostock für die Wohngebiete 5 und 6. Insgesamt sind an der 
Realisierung der Bauvorhaben eine Vielzahl von Betrieben 
aus Berlin sowie den Bezirken Rostode, Neubrandenburg, 
Schwerin und in jüngster Zeit aus dem Bezirk Frankfurt 
(Oder) beteiligt.

Im Mittelpunkt unseres spezifischen Beitrags steht die 
Vorbeugung von Straftaten gegen das sozialistische Eigen­
tum. Das setzt eine breite Wirksamkeit unserer Maßnahmen 
und Aktivitäten voraus. Dazu war es mit Gründung des 
Stadtbezirks und Bildung der Dienststelle der Staatsanwalt­
schaft im September 1985 zunächst notwendig, auf den Erfah­
rungen aus der bis dahin bestehenden territorialen Zuständig­
keit des Stadtbezirks Berlin-Weißensee aufzubauen und mit 
den zum Teil neuen Partnern eine koordinierte Zusammen­
arbeit zu gestalten.

Aus unserer Sicht hat sich dabei folgendes Herangehen 
bewährt:
— kontinuierlicher Informationsaustausch und Abstimmung 

geplanter Aufgaben im Rahmen der Beratung der Leiter 
der Justiz- und Sicherheitsorgane beim Staatsanwalt des 
Stadtbezirks;

— Überprüfung aller Informationen durch den Staatsanwalt 
zu begünstigenden Bedingungen für Rechtsverletzungen 
im Baubereich;

— regelmäßige Teilnahme des Staatsanwalts an den monat­
lich stattfindenden Beratungen der Kommission Ordnung 
und Sicherheit bei den beiden Generalauftragnehmern der 
Großbaustelle (weitere Teilnehmer: Vertreter des jeweili­
gen Generalauftragnehmers, Vertreter der Arbeitsschutz­
inspektion des FDGB-Bezirksvorstandes — IG Bau/Holz —, 
Sicherheitsinspektor, Staatlicher Beauftragter des Wahl­
kreises und ggf. Vertreter der einzelnen bauausführenden 
Betriebe, zuständige Offiziere der Dienststelle der DVP);

— Wahrnahme der differenzierten Informationspflichten des 
Staatsanwalts gegenüber anderen Organen im Stadtbezirk;

— gezielte Auswertung von Maßnahmen der Allgemeinen Ge­
setzlichkeitsaufsicht in den Leitungskollektiven der Bau­
betriebe;

— Erläuterung von Maßnahmen des Staatsanwalts im Rah­
men der Öffentlichkeitsarbeit im Presseorgan der SED der 
Großbaustelle „Berlin-Hohenschönhausen — aktuell“ (Aus­
wertung von Aufsichtsmaßnahmen, Strafverfahren und 
Komplexkontrollen unter Hinweis auf festgestellte begün­
stigende Bedingungen für Rechtsverletzungen).
Die Aktivitäten der Staatsanwaltschaft wie auch der Un­

tersuchungsorgane und des Gerichts sind damit erkennbar 
eingeordnet in das Gesamtanliegen des Stadtbezirks. Wichtig 
bei der Betrachtung des eingeschlagenen Weges zur Lösung 
unserer Aufgaben ist, daß sich eine ansonsten in den Territo­
rien von vornherein traditionell gute Zusammenarbeit mit 
der Ständigen Kommission Ordnung und Sicherheit bei der 
Stadtbezirksversammlung in unserem Stadtbezirk erst nach 
ihrer Bildung im Sommer 1986 vollziehen konnte.

Die erwähnte monatliche Leiterberatung beim Staatsan­
walt des Stadtbezirks (ihr gehört als ständiger Teilnehmer 
auch der Vorsitzende des Kreiskomitees der ABI an) wird 
zum Informationsaustausch über die Großbaustelle betref­
fende Feststellungen sowie veranlaßte und zu veranlassende 
Maßnahmen genutzt. Es hat sich bewährt, bestimmte Aufga­
ben im koordinierten Zusammenwirken zu lösen (z. B. Kom­
plexkontrollen zur Verschlußsicherheit von Objekten, zur 
diebstahlssicheren Lagerung von Material und zur Sicherung 
der schweren Bautechnik). Hierzu sind Abstimmungen zu In­
halt, Umfang, Teilnehmerkreis und Verantwortung notwen­
dig. Es versteht sich, daß der Staatsanwalt z. B. nur im Rah­
men seiner gesetzlich geregelten Gesetzlichkeitsaufsicht tätig 
werden kann.

Wir erreichen dadurch gleichfalls eine wirksame Unter­
stützung der Tätigkeit der bei den beiden Generalauftragneh­
mern bestehenden Kommissionen Ordnung und Sicherheit. Die 
im Ergebnis der Arbeit dieser Kommissionen festgestellten 
begünstigenden Bedingungen für Rechtsverletzungen werden 
dem Staatsanwalt unmittelbar bekannt. Diese und die dem 
Staatsanwalt sonst zugehenden Informationen aus Rappor­
ten, aus der Öffentlichkeitsarbeit, aus Mitteilungen der Leiter 
der anderen Justiz- und Sicherheitsorgane, der ABI und der 
Arbeitsschutzinspektion ermöglichen es uns, über konkrete 
Strafverfahren hinaus auf dem Gebiet der Allgemeinen Ge­
setzlichkeitsaufsicht wirkungsvoll tätig zu werden.

Rechtzeitig konnten so u. a. mehrfach Verantwortliche für 
Rechtsverletzungen festgestellt, auf ihre Rechtspflichten hin­
gewiesen, begünstigende Bedingungen beseitigt und volks­
wirtschaftliche Verluste verhindert bzw. verringert werden. 
Das belegen zahlreiche Maßnahmen der Leiter der Baube­
triebe, von denen die diebstahlssichere Lagerung von Bau­
material, die Einzäunung von Baustellen, die Verschlußsicher­
heit von Materiallagern und Bauobjekten sowie notwendige 
Kontrollen veranlaßt wurden.

Besondere Beachtung schenken wir der Feststellung und 
Durchsetzung der individuellen rechtlichen Verantwortlich­
keit für Mängel auf dem Gebiet von Ordnung und Sicherheit. 
Auf die begründeten konkreten Forderungen des Staatsan­
walts wurden bisher in jedem Fall Maßnahmen der diszipli­
narischen oder materiellen Verantwortlichkeit konsequent 
angewandt.

Wesentliche Erkenntnisse aus unserer Arbeit werden den 
Kommissionen Ordnung und Sicherheit der Generalauftrag­
nehmer zur Erhöhung der Qualität ihrer Arbeit übermittelt. 
Das bezieht sich insbesondere auf festgestellte begünstigende 
Bedingungen für Straftaten und auf Arbeitspflichtverletzun­
gen.

Ergebnisse der Komplexkontrollen zur Sicherung der 
schweren Bautechnik waren auch Gegenstand der 2. Verkehrs­
sicherheitskonferenz des Stadtbezirks im März 1987. Auf die­
ser Konferenz berieten die Bauschaffenden, wie ein Höchst­
maß an Sicherheit für die Bauarbeiter und die Bürger der 
Wohngebiete gewährleistet werden kann.

Die Staatsanwaltschaft des Stadtbezirks nutzt darüber hin­
aus die rechtlichen Mittel sowie die Öffentlichkeitsarbeit und 
Rechtspropaganda, um fehlerhafte Haltungen und Einstellun­
gen einzelner Leiter und leitender Mitarbeiter im Bauwesen 
zu Fragen der Gesetzlichkeit zu beseitigen. Solchen Haltungs­
fragen wird bei der Auswertung von Aufsichtsmaßnahmen 
in den Leitungskollektiven der Betriebe gründlich nachgegan­
gen, und der Prozeß der Veränderung wird durch überzeu­
gende Darlegungen des Staatsanwalts unterstützt. Wirksam­
keitsvoraussetzung ist dabei das Zusammenwirken mit den 
Betriebsparteiorganisationen der SED.

Gute Erfahrungen wurden mit der Übersendung des Du­
plikats von Gesetzlichkeitsaufsichtsmaßnahmen an den für 
den Sitz des bauausführenden Betriebes zuständigen Kreis­
staatsanwalt gemacht. Diese Informationen sind von großer 
praktischer Bedeutung für die initiativreiche Arbeit zur Ver­
besserung von Ordnung und Sicherheit auch im übrigen Bau­
bereich.

Durch eine enge Zusammenarbeit mit der Redaktion des 
Presseorgans „Berlin-Hohenschönhausen — aktuell“ wird ge­
währleistet, daß die Bauschaffenden über das Geschehen auf 
dem Gebiet von Ordnung und Sicherheit unterrichtet sind. 
Diese und andere Formen der Öffentlichkeitsarbeit werden
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